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Busverbindung Salez-Ruggell-Feldkirch

Petition soll «nicht in der 
Schublade verschwinden»
VADUZ/RUGGELL Die Petition für eine 
Busverbindung zwischen Salez, 
Ruggell und Feldkirch fand im Land-
tag grossen Anklang. Deshalb spra-
chen sich auch alle 24 anwesenden 
Abgeordneten dafür aus, diese an 
die Regierung weiterzuleiten. Die 
Petition, die im September des ver-
gangenen Jahres von Reinhard 
Braun initiiert wurde, ist laut dem 
FBP-Abgeordneten Alexander Batli-
ner «die logische Folge eines stark 
wachsenden Industrie- und Wirt-
schaftsstandortes Ruggell». Umso 
überraschter sei er allerdings, dass 
es für eine solche Busverbindung ei-
ne Petition braucht. Eigentlich hätte 
die LIEmobil von sich aus auf das 
steigende Bedürfnis der Ruggeller 
reagieren müssen, meint Batliner. 
Dadurch sieht er den «Service 
Public»-Auftrag durch die LIEmobil 
verletzt. Besonders auch, da diese 
erst beim Fahrplanwechsel im ver-
gangenen Dezember die Abendfahr-
ten der Linie 33 zwischen Mauren 
und Schellenberg gestrichen hat, 
was bei der betroffenen Bevölke-
rung für Unmut sorgte. «Ich erwarte 
von LIEmobil, dass sie ihren ‹Service 
Public› erfüllt und gerade auch im 
grenzüberschreitenden Angebot das 
noch vorhandene Potenzial auszu-
schöpfen versucht», so Batliner. Re-
gierungschef-Stellvertreter Daniel 
Risch kann die Kritik von Batliner 
allerdings nicht nachvollziehen: 
«Die LIEmobil bewegt sich im 
Rahmen dessen, 
was sie zu tun 
hat und macht 
ihre Arbeit 
gut.»
Aber auch an-
dere Abge-
ordnete schliessen 
sich der geplanten 
Busverbindung an. 
So zum Beispiel 
Thomas Lageder 
(FL): «Die Petition 
ist als Signal da-
für zu verste-

hen, den öffentlichen Verkehr wei-
ter auszubauen.» Doch dafür müsse 
die Regierung erst sorgfältig berech-
nen, ob sich die angedachte Buslinie 
wirtschaftlich überhaupt lohnen 
würde. Diesen Aspekt beleuchteten 
vor allem Herbert Elkuch (NF): «Die 
Wirtschaftlichkeit könnte das Vor-
haben erschweren, gar verhindern.» 
Falls sich eine grenzüberschreiten-
de Busverbindung finanziell nicht 
rentieren würde, wären Werkbusse 
eine Alternative. Diese würden un-
abhängig vom regulären Linienver-
kehr fahren und könnten die Pend-
ler quasi vor der Haustüre abholen. 
Doch eine solche Entscheidung 
kann die Regierung wohl erst nach 
der Kostenberechnung treffen. Je-
denfalls stünden die Zeichen für die 
besagte Busverbindung gut, denn 
wie der VU-Abgeordnete Mario 
Wohlwend in Erinnerung rief, ha-
ben bei der Verkehrsumfrage des 
vergangenen Jahres viele Bürger an-
gegeben, auf den öffentlichen Ver-
kehr umzusteigen, sofern es ein an-
sprechendes Angebot gäbe.
Da sich alle Parteien für die Petition 
aussprachen, forderte Alexander die 
Regierung dazu auf, den Vorschlag 
«nicht nur in einer Schublade ver-
schwinden zu lassen, sondern die 
LIEmobil aufzufordern, so rasch als 
möglich diese Busverbindung ins Le-
ben zu rufen.» (mw)
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Staatliche Finanzanlagen 
sollen grüner werden – Aber wie?
Nachhaltigkeit Das VU-Postulat für einen Klimatest für die staatlichen und staatsnahen 
Anlagen wurde gestern an die Regierung überwiesen. Doch einfach sind die Dinge nicht. 

VON HOLGER FRANKE

Am Ende der Debatte sprachen sich 
21 Abgeordnete für die Überweisung 
des Postulates an die Regierung aus – 
nachdem der VU-Abgeordnete Chris-
toph Wenaweser Regierungschef Ad-
rian Hasler zugesichert hatte, nach 
der Beantwortung des Postulats nicht 
kritisiert zu werden – sofern er ent-
sprechende Argumente liefert. «Ich 
nehme Sie beim Wort», sagte Hasler 
und konnte sich dann doch mit der 
Überweisung anfreunden, obwohl er 
bereits gestern Argumente lieferte, 
die auch dagegen sprechen würden. 

Klimatest für das Staatsvermögen
Mit ihrem Postulat will die VU von 
der Regierung Massnahmen prüfen, 
aufzuzeigen und vorschlagen lassen, 
wie Liechtenstein das Ziel des Über-
einkommens von Paris erreichen 
kann, wonach die Finanzmittelflüsse 
klimaverträglich auszugestalten sind. 
Dafür sollen sich auch die Staatsfi-
nanzen bzw. die Anlagen der Steuer-
vermögen einem «Klimatest» unter-
ziehen, bei dem die Nachhaltigkeit 
und Klimafreundlichkeit auf den 
Prüfstand gestellt wird (das «Volks-
blatt» berichtete am 18. Dezember 
2019). «Gleich einleitend stelle ich 
klar, dass keiner der Postulanten 
dem hektischen Klimaaktivismus un-
serer Tage verfallen ist und wir alle 
eine durchaus realistische Betrach-
tungsweise an den Tag zu legen ge-
willt sind», machte Mitpostulant 
Christoph Wenaweser deutlich – ge-
folgt von einem flammenden Plädo-
yer für nachhaltige Investitionen, 
trotz begrenzter Möglichkeiten. «Glo-
bal erreichen wir in Verzerrung der 
tatsächlichen weltweiten Gegeben-
heiten fehlgeleiteten Europäer – und 
gar wir paar Liechtensteiner – nicht 
das Schwarze unter dem Fingernagel 
eines Klimajugendlichen. Wir errei-
chen es nicht in gewissensberuhigen-
dem, hektischem Aktivismus, in der 

Verbreitung von Flugscham, in unge-
hörigen Schuldzuweisungen an älte-
re Generationen und auch nicht mit 
dem pauschalen Vorwurf des Versa-
gens an die Politik und die Wirt-
schaft.» Nachhaltiges Investieren mit 
den Anlagen des Staates und der 
staatsnahen Unternehmen sei aber 
etwas, was Liechtenstein und insbe-
sondere der Finanzplatz als Ganzes, 
tun könne. «Auch wenn wir damit 
die Welt nicht retten, können wir je-
doch in unseren Möglichkeiten ste-
hende Zeichen mit Hebelwirkung set-
zen, die Signalcharakter für Grössere 
haben und dem Finanzplatz als ange-
nehmen Nebeneffekt positive Schlag-
zeilen einbringen können», so Wena-
waser. Klarer Zuspruch kam auch 
vonseiten der Freien Liste. So erin-
nerte der stellvertretende Abgeord-
nete Wolfgang Marxer, daran, dass 
dies ein langjähriges Anliegen ist, bei 
der Regierung ortete er allerdings wi-
dersprüchliche Haltungen. Deutlich 
kritischer äusserste sich der FBP-Ab-
geordnete Elfried Hasler, der die 
Hoffnung aussprach, dass die Regie-
rung der Versuchung des «Klimahy-
pes» widerstehe. Klimafreundliche 
Anlagen bezeichnete er als Mode-
trend, der auch geschickt zu Marke-
tingzwecken benutzt werde. Zudem 

werde oft auch Etikettenschwindel 
betrieben und die Wirksamkeit sei zu 
hinterfragen. 

Besser neue EU-Regeln abwarten
Regierungschef Adrian Hasler gab ei-
nen Überblick, wie in Liechtenstein 
dem Thema Nachhaltigkeit bereits 
Rechnung getragen wird. Für eine 
Überprüfung der Finanzanlagen auf 
Klimaverträglichkeit zeigte sich 
Hasler offen. Allerdings sprach er 
sich dagegen aus, dass Liechtenstein 
im Hinblick auf anstehende EU-Regu-
larien nun im Alleingang Massnah-
men beschliessen sollte. «Es macht 
mehr Sinn, die Entwicklungen zu 
verfolgen und sich nach den Vorga-
ben zu richten. Jetzt Massnahme auf-
zuzeigen, wäre für mich ein Schritt 
zu früh», sagte Adrian Hasler. 

«Ich hoff e, dass 
die Regierung der 

Versuchung um den 
Klimahype widersteht.»

ELFRIED HASLER
FBP-ABGEORDNETER

Landtag will nicht an die Verfassung
«HalbeHalbe» Es ist ein 
kurzer Satz, den die Initi-
anten in die Verfassung ver-
ankern wollen. Wie dieser zu 
werten ist und welche Folgen 
er mit sich bringt, darüber 
gingen gestern die Meinun-
gen auseinander.

VON DANIELA FRITZ

Das Endergebnis war klar: 
Nur acht Abgeordnete 
hatte das Initiativkomitee 
«HalbeHalbe» mit seinem 

Begehren überzeugen können. Die-
ses sieht einen Zusatz in der Verfas-
sung vor, wonach die ausgewogene 
Vertretung von Frauen und Män-
nern in politischen Gremien geför-
dert werden soll. «Eigentlich kann 
man nichts dagegen haben», meinte 
Daniel Seger (FBP) zu Beginn der 
Debatte am Mittwochabend noch. 
Schliesslich sei das Ziel der Verfas-
sungsinitiative Chancengleichheit. 

Unsicherheit über Begriffe
Dass dem Gesetzgeber dafür kein 
«starres Korsett» aufgezwängt wer-
de begrüsste Seger: «Bezüglich 
Massnahmen soll Gesetzgeber frei 
sein. Diesem offenen und f lexiblen 
Ansatz kann ich viel abgewinnen.» 
Dies sah auch sein Parteikollege Eu-

gen Nägele so. Er wollte sich vom Na-
men des Komitees  nicht beirren las-
sen: «Wenn im Satz ‹halbe-halbe› 
stehen würde, dann würde das eine 
Quote gleichkommen und für mich 
alles verändern.» Der Begriff «ausge-
wogen» könne jedoch f lexibel inter-
pretiert werden. «Wir können das 
Wort drehen und wenden wie wir 
wollen – für mich bedeutet es 50-
50», widersprach Harry Quaderer 
(DU). Auch für Regierungschef Adri-
an Hasler bergen die offenen Begrif-
fe eine Gefahr. Der unklare Verfas-
sungsauftrag sei politisch 
und juristisch problema-
tisch. «Der vorgeschla-
gene Verfassungszusatz 
bringt keinen Mehr-
wert, aber sehr viele 
Unsicherheiten», so 
Hasler. Der Initiativ-
text sei missglückt – 
auch wenn er das 
Ziel Chancen-
gleichheit zu 100 
Prozent teile.
Ungeteilte Zustimmung 
gab es dagegen aus der Fraktion der 
Freien Liste. Aber auch unter den 
Befürwortern taten sich nicht alle so 
leicht. Mario Wohlwend (VU) gab 
den Initianten zwar seine Stimme. 
Aber er bemerkte kritisch, dass 
«HalbeHalbe» der Politik einerseits 
vorwerfe, nichts zu tun. Anderer-
seits gebe man die «heisse Kartoffel» 
einfach dem Gesetzgeber weiter, 

nachdem sich Hoi Quote die Finger 
daran verbrannt habe. Seine Partei-
kollegin Violanda Lanter stimmte 
ebenso für die Initiative – schliess-
lich habe die Verfassung Strahlkraft 
und wirke auf den Gesetzgeber. 
Trotzdem war sie nicht sicher, ob es 
den Verfassungszusatz wirklich 
braucht, damit Massnahmen umge-
setzt werden. 

Klagen gefürchtet
Auf der gegnerischen Seite wurde 
dem geplanten Verfassungszusatz 

dagegen weitaus mehr Macht 
beigemessen. So fürchte-

ten etwa Alexander 
Batliner (FBP) und 
Christoph Wenawe-
ser (VU), dass es 
trotzdem zu einer 
«Geschlechterquote 
durch die Hinter-

tür» kommen könn-
te. Dies, weil der 

Staatsgerichtshof auf-
grund des Verfassungszu-

satzes ein entsprechendes Ur-
teil fällen könnte.  Thomas Vogt 
(VU) sah sogar den Gleichheits-
grundsatz gefährdet, wenn ein Ge-
schlecht zur Förderung der ausge-
wogenen Vertretung in politschen 
Gremien bevorteilt wird.
Auch für den Landtagspräsidenten 
ist die Initiative der falsche Weg zur 
Chancengleichheit. «Es braucht ak-
tive Überzeugungsarbeit an der 

Front durch die Parteien. Ich sehe 
sogar die Gefahr, dass dies dann ver-
nachlässigt wird», so Albert Frick. 
Thomas Rehak (Neue Fraktion) hält 
die Verfassung ebenfalls für den fal-
schen Ort: «Massnahmen gehören 
ins Gesetz. Überlegen wir uns bes-
ser, welche konkreten Massnahmen 
wir umsetzen können.» 

Wähler entscheidet
Gunilla Marxer-Kranz (VU) begrüsst 
die Intention zwar, vieles könne 
aber bereits ohne den geplanten 
Verfassungszusatz umgesetzt wer-
den. Sie sieht das Problem fehlender 
Chancengleichheit woanders: «Dass 
wir Frauen immer noch im Hinter-
treffen sind, liegt nicht an Gesetzen, 
Verordnungen oder der Verfassung, 
sondern an uns Frauen selbst. Wir 
sehen oftmals Barrieren, deren Ur-
sachen in uns selbst zu suchen sind.» 
Auch Susanne Eberle-Strub unter-
strich, dass es auch den Willen und 
Mut der Frauen zu einer Kandidatur 
brauche. Schlussendlich würden 
aber die Wähler entscheiden. «Ist es 
eine Ungleichbehandlung, wie die 
Initianten schreiben, wenn einige 
Kandidaten, seien es Frauen oder 
Männer, nicht gewählt werden? Ich 
empfinde es nicht als Ungleichbe-
handlung, sondern als Resultat ei-
ner Wahl», so Eberle-Strub, die eine 
Bevormundung der Wähler fürchte-
te. Ebendiese haben in der Sache 
nun aber das letzte Wort.


